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ſchickt angelegten und entſchloſſen ausgeführten Vorſtoß bei Chenebier in
der Frühe des 17. Januar hervorragenden Anteil. Bald nach Been¬

digung des Krieges in den Ruheſtand getreten, nahm Keller ſeinen
Wohnſitz in Freiburg , welche Stadt ihm durch langjährigen dienſtlichen
Aufenthalt beſonders lieb geworden war. Hier ſtarb er als General¬
leutnant z. D. am 23. September 1891. — Ein mit beſonderer mili¬

täriſcher Begabung ausgeſtatteter Offizier, ein tüchtiger Truppenführer,
ein vortrefflicher, ritterlicher Charakter, hatte er ſich die Liebe und Ver¬

ehrung ſeiner Untergebenen, die Hochachtung und beſondere Wertſchätzung
ſeiner Kameraden und aller, welche ihm näher ſtanden, zu erringen
gewußt . (Badiſches Militärvereinsblatt 1891, 195 f., 204.)

Friedrich Kiefer.
Unter den Patrioten, die in ernſter, hochgerichteter Lebensarbeit für

das Wohl unſeres engeren Heimatlandes , wie für die nationalen Ziele
Deutſchlands im öffentlichen Leben ſtanden, und ebenſo in Tagen mäch¬

tigen Aufſchwungs, wie in Zeiten ſchwankender politiſcher Stimmungen
mit Hingebung, Kraft und Selbſtloſigkeit die zu beſchreitenden Wege
wieſen und bahnten, wird Friedrich Kiefer immer einen Ehrenplatz be¬

wahren.
Geboren im Jahre 1830 am 14. Januar zu Mappach bei Kandern

als das einzige Kind des damaligen evangeliſchen Hauptlehrers Friedrich
Kiefer , der ſpäter als tüchtiger Schulmann in Heidelberg, Freiburg
und Karlsruhe eine hochgeachtete Wirkſamkeit übte, erhielt der begabte
und lernfreudige Knabe eine ſorgfältige Erziehung. Seine Mutter,
mit der ihn ein beſonders inniges Verhältnis verband, war die

Tochter des Oberförſters Näher aus Kandern. Nach dem Beſuch des

Pädagogiums in Lörrach und des Gymnaſiums in Freiburg bezog
er im Jahre 1849 die Univerſität Heidelberg, die damals ſowohl
in der juriſtiſchen Fakultät (Vangerow) als in andern Fächern Namen
von höchſter Bedeutung aufwies. Schon hier zeigten ſich in dem

jungen Studenten alle Eigenſchaften, die den ſpäteren Mannesjahren
das Gepräge gaben: ideales Streben und ſittlicher Ernſt, gepaart mit
Mut und ausdauernder Energie. Beim Corps der „Schwaben“, dem

er angehörte, war er ein weithin „renommierter Schläger “, wußte aber
als Senior die Menſuren aus dem Niveau roher und öder Paukereien
emporzuheben und ihnen einen romantiſchen Zug von Ritterlichkeit zu
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verleihen. Auch ſpäter noch, als Ehrenmitglied, vermochte er einen ver¬

edelnden Einfluß auf das geiſtige Leben der Verbindung auszuüben.
Ein Zeugnis hierfür findet ſich in einem Brief des unlängſt verſtorbenen

Miniſters v. Boſſe, eines Corpsbruders : „Ich hatte ihm als Student
nicht nur nahegeſtanden, ſondern habe ihm für ſeine vorbildliche Lebens¬

führung und für die kraftvolle Anleitung zu allem Guten, die er uns

Jüngeren zuteil werden ließ, durch mein ganzes Leben innige Dank¬

barkeit und Liebe bewahrt“. Von grundlegender Bedeutung aber für
die ganze Richtung des ſpäteren Politikers war die befruchtende Ein¬

wirkung , die der empfängliche Student ſelber erhielt von den großen
Hiſtorikern Schloſſer und Häuſſer, in deren Hörſäle und perſönliche
Kreiſe ihn früherwachte Neigung und Begabung für geſchichtliches Wiſſen
führten. Nach gutbeſtandener juriſtiſcher Staatsprüfung (1854) und einer

kurzen Praktikantenzeit in Heidelberg und Freiburg lernte Kiefer als
Referendär in Emmendingen ſeine Frau, Marie Stuck, kennen, mit der

er ſich im Jahre 1861 zu glücklicher Ehe verband. Nun folgten vor¬

übergehende Verwendungen in Karlsruhe als Sekretär im Oberſchulrat
und im Juſtizminiſterium, die 1864 mit der Ernennung zum Staats¬
anwalt beim damaligen Kreis- und Hofgericht Offenburg ihren Ab¬

ſchluß fanden.
Hier in Offenburg erfolgte bald der Eintritt in die politiſche

Arbeit, in Gemeinſchaft mit den dort wohnenden älteren Landtagsabge¬
ordneten Eckhard, Gerbel und v. Feder. Es war vor allem die Schul¬

frage, die ſich damals in einem kritiſchen Entwicklungszuſtand befand.
Die auf dieſem Gebiet von der badiſchen Regierung im Sinne der

landesherrlichen Proklamation von 1860 begonnenen Reformen, beſonders
die Einſetzung des Oberſchulrats als oberſte Schulbehörde und des Orts¬

ſchulrats als Lokalſchulbehörde, hatten bei den Ultramontanen gewaltige
Entrüſtung erregt und zu Demonſtrationen im ganzen Land — „wan¬
derndes Kafino“ — und einer weitgehenden Erregung der Maſſen Ver¬

anlaſſung gegeben. Die Enthebung des Geh. Rats Dr. Knies von der

Vorſtandſchaft des neugeſchaffenen Oberſchulrats erſchien als ein Zu¬

geſtändnis dieſer Bewegung gegenüber . Wie ſich Kiefer zu dieſen Dingen
ſtellte, und in welcher Weiſe er politiſch einſetzte, erfahren wir am be¬

zeichnendſten aus einem Briefe vom November 1865 an den ihm aus
der Heidelberger Zeit noch naheſtehenden damaligen Miniſterial¬
rat Rudolf von Freydorf. Anknüpfend an die Mitteilung ſeiner Wahl
zum Landtagsabgeordneten für Lahr ſchreibt er: „Ich habe mich zur
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Annahme der Wahl entſchloſſen, da ich — in beſcheidenſter Würdigung
meiner Kraft — jedenfalls durch entſchiedene , nach keiner Seite zweifel¬

hafte Haltung in einer Zeit wiederbeginnender Achſelträgerei und über¬

flüſſiger Loyalitätskundgebungen einiges Gute zu bewirken imſtande ſein
werde. Es wird Eckhard, mir ſelbſt und den andern Freunden nur
dann möglich ſein, die alte Vertrauensſtellung gegenüber dem Miniſterium
beizubehalten, wenn wir durch Tatſachen — nicht Verſicherungen in der
Karlsruher Zeitung — überzeugt werden , daß jene Politik der Zag¬
haftigkeit und unentſchloſſenen Verſöhnlichkeit, deren höchſte Spitze die
Entlaſſung von Knies iſt und bleibt, aufgegeben und zur realen Durch¬

führung der Grundſätze von 1860 übergegangen werden ſoll. Andern¬
falls würden wir nicht zu den vertrauensſeligen Freunden, ſondern zu den

ihren politiſchen Grundſätzen mehr als den Perſonen Rechnung tragenden
Gegnern gehören . Ich hoffe, daß man — im Hinblick auf die Kreis¬
wahlen und auf die neueſten Wahlen — ſich in Karlsruhe der Über:
zeugung nicht verſchließen wird, wie wenig die Pfaffen⸗ und Bureaukraten¬
oppoſition bedeutet , wenn man vor ihr keine Furcht hat“.

Mit ſolcher Geſinnung tritt Kiefer im Jahre 1865 in die badiſche
Zweite Kammer ein, wo er ſeine junge Kraft bald als unermüdlich
arbeitender Berichterſtatter , bald als ſchlagfertiger Debatter und fort¬
reißender Redner betätigt. Die Art ſeines Eintretens in die Verhand¬
lungen und die feſte und nachdrückliche Haltung, auch dem Regierungs¬
tiſch gegenüber, ließ ſofort erkennen , daß hier nicht ein talentvoller
Streber , ſondern ein von ſeiner Aufgabe ernſt erfüllter politiſcher Vor¬
kämpfer ſich einführte, mit deſſen Zielbewußtſein und geiſtiger Bedeutung
von nun an gerechnet werden mußte. Um ihn, Eckhard und v. Feder
ſcharten ſich bald die Gleichſtrebenden als geſchloſſene Fraktion, die mit
Bezug auf die zunächſt durchzuführenden Reformen des vorerwähnten
Regierungsprogramms von 1860 als „Fortſchrittspartei “ ins Leben trat
und aus der ſpäter nach Schaffung des Reiches die badiſche nationalliberale
Partei hervorging. Außer den Angelegenheiten der Schule und den

Reformbeſtrebungen auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts waren es

beſonders die wichtigen Debatten über die von Eckhard beantragte Ein¬

führung der Civilehe, welche um dieſe Zeit das badiſche Abgeordneten¬
haus beſchäftigten. Die gewitterartig raſch verlaufenden Ereigniſſe des
Sommers 1866 unterbrachen dieſe wertvollen Arbeiten, und es traten
jetzt die großen nationalen Fragen in den Vordergrund . Nur flüchtig
kann hier auf die Wandlungen hingewieſen werden, welche ſich ſeit Auf¬
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rollung der Schleswig⸗Holſteinſchen Frage im Verhältnis Badens zu
Preußen vollzogen und in dem Miniſterwechſel Roggenbach⸗Edelsheim
ihren Austrag gefunden hatten. Bei Ausbruch des Krieges 1866 war
Baden durch die Lage der Verhältniſſe gezwungen, ſich den übrigen
Mittelſtaaten anzuſchließen, und die Volksvertretung konnte ſich der Zu¬

ſtimmung nicht entziehen. Auch Kiefer , obwohl ihm als altem Gothaer
und Nationalvereinler von jeher nur unter Preußens Führung eine

Einigung Deutſchlands denkbar erſchien, hielt dies unter dem friſchen
Eindruck des preußiſchen Verfaſſungskonflikts für geboten. Raſch fielen
die Würfel bei Königgrätz, und es folgten für Baden das Miniſterium
Mathy und der Abſchluß des Schutz- und Trutz⸗Bündniſſes mit Preußen
am 17. Auguſt 1866 durch den Miniſter des Auswärtigen v. Freydorf.

Über Kiefers Stellung zur deutſchen Frage in dieſer entſcheidenden
Kriſis gibt ein Brief vom 18. Auguſt 1866 an den letztgenannten
Miniſter am beſten Aufſchluß: „Die heutige Karlsruher Zeitung bringt
die Nachricht, daß Ihre Aufgabe in Berlin gelöſt ſei. Sie wiſſen, wie
es kam, daß wir in den entſcheidenden Kammerſitzungen vor dem Aus¬
bruch des Krieges in der Aufrechterhaltung der Rechtsſtellung des Bundes
eine beſſere Wahrung der deutſchen Intereſſen erkannt hatten als in der
direkten oder indirekten (Neutralität) Förderung der preußiſchen Politik.
Wir glaubten als eine liberale Kammerpartei die Herſtellung der ver¬
faſſungsmäßigen Ordnung in Schleswig-Holſtein, die Anerkennung des

Selbſtbeſtimmungsrechts der Bevölkerung als einen Zentralpunkt in den
deutſchen Wirren erkennen zu müſſen, und hofften einen loyalen Fort—
ſchritt für die Nation in einer weitgehenden Bundesreform, der Schaffung
einer den vollen Machtverhältniſſen in Wahrheit entſprechenden Bundes¬
zentralgewalt und in der Berufung eines mit umfaſſenden Vollmachten
ausgeſtatteten Nationalparlaments. Wir glaubten, eine in Preußen aus¬
brechende Volksbewegung werde der öffentlichen Meinung des deutſchen
Volkes jene drängende Gewalt verleihen, vor der im Jahre 1848 die
Einzelregierungen zurückwichen. Die Dinge haben einen ganz anderen
Verlauf genommen. Immerhin dürfen wir von einem gerechten Beur¬
teiler das Zeugnis verlangen, daß wir ohne Nebenrückſichten nur der
nationalen Sache dienen wollten . Aber das gute Bewußtſein, ſich von
den Umtrieben derer, die für die Hoheit des Habsburgiſchen Hauſes
arbeiteten oder von der föderativen Eidgenoſſenſchaft der Zukunft und
der Zerſtörung der zentraliſierten Staatsmächte träumten, ferngehalten
zu haben, darf uns dennoch nicht hindern, begangene Mißgriffe ehrlich
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einzugeſtehen. Um ſo weniger, als dieſes Zugeſtändnis der erſte Schritt
rüſtiger Wiederaufnahme der Arbeit für das redlich gewollte Ziel werden
ſoll. Wir hatten überſehen, wie aus der mit Freiheitsintereſſen ver¬

wachſenen Auffaſſung der deutſchen Dinge eine viel einfachere , ganz kate¬

goriſch angelegte Frage geworden war. Man hatte nur noch zu ent¬

ſcheiden, ob Oſterreich, ob Preußen, ob man bereit ſei, die Fortdauer
des Bundes in ſeiner überlieferten Geſtalt, als einer Einrichtung, in
welcher Sſterreich die dynaſtiſche Selbſtherrlichkeit gegen den Andrang
des nationalen Einigungstriebes zu ſchützen ſuchte, zu unterſtützen, oder
aber den revolutionären Verſuch Preußens , auf der wetterfeſten Grund¬
lage ſeiner Militärkraft eine Umwälzung der zerſplitterten deutſchen
Gebiete und deren Sammlung zu einem gewaltſam errungenen Ein¬

heitsſtaate der Nation herbeizuführen. In dieſer Einfachheit der Lage
hätten wir allerdings richtiger gehandelt, wenn wir die Benützung eines
ſeltenen Momentes zur ſtürmenden Erringung des Langerſehnten dem

unabſehbaren Umweg einer loyalen parlamentariſchen Entwicklung vor¬

gezogen hätten. Die tiefſte Überzeugung, der Sinn für die Freiheits¬
und Verfaſſungsrechte, welche mich vor dem revolutionären Gange der
preußiſchen Regierung zurückſchrecken ließen, werden ſtets die unerſchütter¬
liche Grundlage meines politiſchen Lebens bleiben; allein heute dürfen
wir uns einer Aufgabe nicht entziehen , vor deren Ernſt und Tiefe jede
andere Rückſicht zurücktreten muß — der Gründung des deutſchen
Staates! Die Erringung des Eintritts in den Norddeutſchen Bund, die

Zuſammenſchließung in einen deutſchen Geſamtſtaat muß von nun an
das Ziel einer nie mehr ruhenden Tagesarbeit ſein. Keine Meinungs¬
verſchiedenheit in andern noch ſo bedeutenden Intereſſenfragen ſoll uns
fernerhin von denen ſcheiden, welche in dieſem oberſten Ziele unſere
Freunde und Kampfgenoſſen ſind ..... Zunächſt gilt es, der Begrün¬
dung eines ſüddeutſchen Bundes entſchieden entgegenzutreten, weil er die

Verſtärkung aller ſondertümlichen Beſtrebungen, das Brutneſt der parti¬
kulariſtiſchen Wünſche für Fürſten und Volk werden müßte“.

In dem im Oktober 1866 zu einer kurzen Seſſion einberufenen
Landtag ſprach die liberale Kammermehrheit mit Kiefer an der Spitze
der Regierung gegenüber die Erwartung aus, daß ſie den Eintritt der

ſüddeutſchen Staaten, beſonders Badens, in den Norddeutſchen Bund zum
Zweck der Wiederherſtellung eines Nationalſtaates mit aller Entſchieden¬

heit erſtrebe. Bald nach dem Schluſſe dieſes Landtages wurde Kiefer,
nachdem Stabel wieder das Miniſterium der Juſtiz übernommen hatte,
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als Aſſeſſor und im nächſten Jahr 1867 als Rat in das Juſtizmini¬
ſterium berufen . Als im September dieſes Jahres die Stände zu neuer
Tagung zuſammentraten, ſchloß er bei der Adreßdebatte eine vom natio¬
nalen Geiſte getragene Rede mit den Worten: „Freuen wir uns, daß
die preußiſche Politik ſich wieder jenes mahnenden Vermächtniſſes Fried¬
richs des Großen an ſeine Nachfolger toujours en vedette» und „Alles
ſey Kraft und Energie“ in ſo ebenbürtiger Weiſe erinnert hat. Folgen
wir dieſer Politik, ſie weiß, was ſie will, und ſie wird für uns alle
das Werk vollenden!“ Als Konſequenz des Allianzvertrags mit Preußen,
für deſſen Annahme Eckhard Berichterſtatter war, ergab ſich die Pflicht,
die badiſchen Truppen auf gleichem Fuße mit den preußiſchen zu orga¬
niſteren. Die hierauf bezügliche Vorlage der Regierung, namentlich die

Einführung der allgemeinen Wehrpflicht mit dreijähriger Dienſtzeit ver¬
urſachte lebhafte Debatten, bei welchen Kiefer beherrſchende Sachkenntnis
und ſeine ganze überzeugungsvolle Beredſamkeit einſetzte, um die entgegen¬
geſtellten Bedenken niederzuſchlagen. Wohl wußte er durch eine vertrau¬
liche Mitteilung Mathys damals ſchon, daß ein baldiger und namentlich
ein vereinzelter Eintritt Badens in den Norddeutſchen Bund nicht möglich
war, was ſpäter durch das bekannte Wort Bismarcks vom „Rahm auf
der Milch“ Beſtätigung fand; aber nur um ſo energiſcher trat er in
dieſem kritiſchen Stadium für die militäriſche Einigung ein. Und ſein
Appell an die Hochherzigkeit und Opferfähigkeit der Volkesvertretung
war nicht vergebens. Mit großer Mehrheit wurde die neue Heeres¬
verfaſſung und die zu ihrer Durchführung erforderliche Steuererhöhung
genehmigt . Die im gleichen Landtag (1867/ 68) außerdem noch zuſtande
gekommenen Geſetze, darunter ein Schulgeſetz , ein Vereins- und
Preßgeſetz, ſowie die bekannte Verordnung über die wiſſenſchaftliche
Vorbildung und Prüfung der Geiſtlichen — zeigten, daß die inneren
Reformen durch die nationalen Aufgaben nicht beeinträchtigt worden
waren. Trotzdem blieb die dankbar anerkennende Stimmung im
Volke aus. Infolge der Agitation der ultramontanen und radikalen
Demagogie, welche die Mehrbelaſtung durch die allgemeine Wehrpflicht,
die Steuererhöhung und die durch ein ſchlechtes Erntejahr beſonders
gedrückte Stimmung im Volk für ihre Zwecke nutzbar zu machen verſtand,
ergaben die Wahlen zum deutſchen Zollparlament einen ungünſtigen
Ausfall. Die nationalliberalen Führer Lamey, Eckhard und Kiefer unter¬
lagen. Und nun begann für den letzteren , der erkannte, daß es die
verlorene Fühlung mit dem Volke wiederzugewinnen galt, eine Zeit
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unverdroſfener Tätigkeit zu deſſen Aufklärung. Die Stimmung jener

Tage ruft der Brief eines Geſinnungsgenoſſen Oberbürgermeiſters
Schnetzler — zurück, der mit Bezug auf ſeine eigene politiſche Ent¬

wickelung aus der großdeutſchen Jugendform ſpäter an Kieſer ſchreibt:
„Beſonders deutlich iſt mir noch eine Rede, in der Sie zu Bruchſal
im Saal der Fortuna vor einer dichtgedrängten Maſſe von Landleuten

den Glauben an das junge Deutſchland predigten. Ich kann nicht ſagen,
daß ich gerade große Zuneigung für Sie empfunden habe; ich hätte
Sie wohl lieber niedergeſchlagen, als in den Beifall der Menge mit

eingeſtimmt. Aber ich habe dem gewaltigen unerbittlichen Strom jener

glänzenden Rede innerlich nicht widerſtehen können, und ich verließ den

Saal mit dem deprimierendſten aller Gefühle —, daß nämlich der ver—

haßte Gegner in vollem Rechte iſt. Aus dieſer Erkenntnis erwuchs mir
auch allmählich das Glück, das neu Gewordene zu lieben.“

Dieſe aufopfernde Agitationstätigkeit , in welcher ſich Kiefer zum
Volksredner in beſtem Sinne des Wortes entwickelt hatte und geradezu
— wie einer ſeiner Freunde, der Abg. Karl Bär, in ſeiner trefflichen

Schrift (Friedrich Kiefer , ein Lebensbild, Karlsruhe Macklotſche Druckerei

1895) dem dieſe biographiſche Darſtellung vieles verdankt) es ausdrückt, —

„zum Apoſtel für die Überbrückung der Mainlinie in Baden geworden
war“, hielten manche für überflüſſig. Die vornehm bequeme Art
ſolcher klugen Leute kennzeichnet ſich ſelbſt am beſten durch den ſpöttiſchen
Tadel, daß er „im Lande umhergereiſt ſei und das Volk durch Reden
und Vorträge zu bekehren geſucht habe, während er doch als Rat im

Miniſterium an der Eſſe ſaß, wo er viel nachdrücklichere Geſchoſſe hätte
ſchmieden können “. Das war es ja gerade , was Kiefer von denen unter¬

ſchied und trennte, welche in einem bureaukratiſchen Beamten⸗ und

Miniſter⸗Liberalismusdas höchſte Heil und „der Weisheit letzten Schluß“
erblickten. Und ſo iſt denn hier wohl der Ort, die ſog. „Offenburgerei “

zu erwähnen. Als nach dem Tode Mathys im Februar 1868 der ſeit—

herige Miniſter des Innern Jolly ohne vorherige Verſtändigung mit
der Kammermehrheit ein neues Miniſterium gebildet hatte, welches

Kiefer und feinen politiſchen Freunden, worunter Eckhard, Lamey und

Bluntſchli , nicht genügende Garantien für eine unveränderte und ent¬

ſchiedene Weiterführung des Begonnenen zu bieten ſchien, fand in Offen¬

burg eine vertrauliche Beſprechung badiſcher liberaler Landtagsabge¬
ordneter ſtatt. Es wurde hier ein neues Parteiprogramm vereinbart
und ein Zirkular zur Neuorganiſation der „nationalen und liberalen
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Partei Badens“ an die Vertrauensmänner im Lande verſchickt, worin
der Mißſtimmung gegen das neue Miniſterium Ausdruck verliehen war.
Kiefer wurde infolge ſeiner hervorragenden Teilnahme an dieſer „Oppo¬
ſition“ ſeiner Stellung als Miniſterialrat enthoben und als Geh. Re¬

gierungsrat zur Generaldirektion der Verkehrsanſtalten verſetzt, worauf
er ſofort (Dezember 1868) ſeine Entlaſſung aus dem Staatsdienſt nahm
und ſich als Rechtsanwalt am Kreisgericht Offenburg niederließ. Es
iſt über die Urſachen und die Behandlungen dieſer Differenzen ſeiner Zeit
viel geredet, vermutet und geſchrieben worden . Was Kiefer ſelbſt be¬

trifft, ſo ſtammte ſeine Stellungnahme einzig aus ſeiner volksmäßig
konſtitutionellen Auffaſſung der politiſchen und parlamentariſchen Dinge.
Ihm lag nichts ſo ſehr am Herzen, als daß unter der Teilnahme
möglichſt aller Einſichtigen die öffentlichen Angelegenheiten behandelt
würden; er wollte das Verſtändnis für die politiſchen Aufgaben im
Volke wecken. Aufklärung und Erziehung zur politiſchen Selbſtändig¬
keit und Mitarbeit ſind für ihn wichtige Faktoren öffentlichen Wirkens.
Eine Stelle aus einem Briefe an v. Freydorf, worin er von Jolly
meint: „Er neigte zu jenem Doktrinaxismus Roggenbachs, der im
Rechtsſtaat einen pedantiſchen Unſinn und nur in einem gewiſſen ratio¬
nellen und nach freiheitlichen Zielen ſtrebenden Miniſterabſolutismus
das richtige Prinzip unſerer Zeit erkennen will,“ dürfte wohl ein Licht
auf die damals viel erörterte Frage werfen „Woher die Oppoſition?“
Es kam übrigens bald wieder zu einer Annäherung und fachlichen Ver¬
ſtändigung, als die ultramontane Partei als tertius gaudens das Zer¬
würfnis auszunützen ſuchte. Dieſe hatte, von den großdeutſchen Demo—

kraten unterſtützt, auf Grund des Streites der badiſchen Regierung mit
der Freiburger Kurie über die Prüfung der Geiſtlichen, ein Mißtrauens¬
votum gegen das Miniſterium , ſowie in einem Adreſſenſturm an den
Großherzog die Auflöſung des Landtags gefordert. In einer neuen
Verſammlung der liberalen Partei in Offenburg begründete Kiefer eine
Gegenadreſſe an den Großherzog, die zur Folge hatte, daß von dieſer
Seite den Unterzeichnern gedankt und die klerikal-demokratiſche Kund¬
gebung abſchlägig beſchieden wurde. Es ergab ſich wieder ein erfreuliches
Zuſammenwirken von Regierung und liberaler Partei während der
Landtagſeſſion 1869/70,

Alle Vorlagen, welche auf dieſem fruchtbaren Landtag zur Be¬
ratung und Annahme gelangten, worunter beſonders die über das
allgemeine Wahlrecht, das ſog. Stiftungsgeſetz , die bürgerliche Standesbe¬
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amtung und die Einführung der obligatoriſchen Civilehe hervorzuheben
find, trugen einen entſchieden liberalen Charakter. Das badiſche Reform¬
werk vollzog ſich ohne Stocken, und Kiefer hatte an dieſen Arbeiten als
Berichterſtatter und Redner hervorragenden Anteil. Nur bezüglich der

Einführung der unmittelbaren und geheimen Landtags⸗Wahlen, wofür er,
von Eckhard unterſtützt, eintrat, konnte ſein in demokratiſchem Geiſte
geſtellter Antrag weder bei der Regierung noch bei der Mehrheit des Hauſes
und der Partei Zuſtimmung finden . Die Auffaffung dieſer Frage in
der Rede vom 29. Oktober 1869 iſt aber für Kiefers Denkweiſe und

ſeinen humanen Gerechtigkeitsſinn ſo charakteriſierend, daß einige Stellen
hier am Platze ſein mögen: „Der Vorzug des direkten Wahlſyſtems iſt
nicht die Steigerung der Durchſchnittshöhe der Intelligenz der Volks¬

vertretung, ſondern Erhöhung der politiſchen Durchſchnittsbildung des

Volkes. Dieſes Syſtem ſetzt die Maſſen in einer Weiſe in Bewegung,
daß von den gebildeten Klaſſen, wenn fie den moraliſchen und poli¬

tiſchen Einfluß ausüben auf die unteren Volksſchichten , der denkbarer¬

weiſe ausgeübt werden kann, eine Erwärmung und Aufklärung des

ganzen Lebens des Volkes erreicht werden muß, die mir viel höher ſteht,
als die ruhige Verſtändigkeit der Wahlmännerkollegien. ... Wir
müſſen uns, ob wir widerſtreben oder nicht, der Mühe der Bearbeitung
des Volkes unterziehen. Sonſt kommt die Gefahr in anderer Form
wieder . Mir iſt die Kammer verhältnismäßig am beſten zuſammen¬
geſetzt, welche das treueſte Bild der Zuſtände und Stimmungen des

Volkes und Landes darſtellt . Es iſt wahr, unſere Gegner von der

ultramontanen Partei find im Lande weit ſtärker als in dieſem Haufe.
Ich halte dieſe Erſcheinung aufrichtig für das Symptom eines ungeſunden
Zuſtandes. Sobald wir dieſer Partei die direkte Wahl geben, ſo

würden wir plötzlich in der Halbheit unſerer politiſchen Zuſtände und in
der Unfertigkeit der Bildung unſerer eigenen Parteiorganiſation von

dieſen nämlichen Gegnern hart bedrängt werden, obſchon ſich in der

Denkweiſe des ganzen Volkes durchaus nichts geändert hätte. Dies
wird während einer gewiſſen Zeit der Fall ſein. Das Geheimnis dieſer
Kraftentwickelung beruht vor allem in der einheitlichen Energie der

katholiſchen Pfarrer aller Orte und Diſtrikte. . . Wenn wir deſſen¬

ungeachtet einen Teil unſerer Waffen geradezu in ihre Hände liefern,
indem wir ihnen und ihrer geiſtlichen Organiſation das direkte Wahl¬
recht gewähren, ſo wäre das geradezu ein Akt höchſter politiſcher
Großmut gegen einen gefährlichen Gegner und nicht bloß eine äußere
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Rückſicht des Anſtandes. Wir dürfen uns aber rühmen , daß wir ein

Recht hätten, dieſe Großmut zu üben, weil wir vertrauen dürfen auf
die Gerechtigkeit und die ſieghafte Natur unſerer Sache“.

Nach Schluß des Landtags nahm Kiefer im Frühjahr 1870 die

ihm von der Regierung angebotene Stelle eines Oberſtaatsanwalts in
Mannheim an, wodurch das wiederhergeſtellte Vertrauensverhältnis
zwiſchen Regierung und nationalliberaler Partei auch nach außen hin
zum Ausdruck kam. Hier, in Mannheim, am Wohnort ſeines politiſchen
und perſönlichen Freundes Lamey, entwickelte er als Leiter der „Badi¬
ſchen Korreſpondenz eine unermüdliche und einflußreiche Tätigkeit, die
vor allem der Vorbereitung für die volle nationale Einigung Deutſch¬
lands galt. Schneller als zu hoffen war, ward dieſe durch den im
Januar 1870 ausbrechenden glorreichen Krieg gegen Frankreich endlich
errungen. Aus den Briefen aus Eduard Laskers Nachlaß (veröffentlicht
in Fleiſchers „Deutſcher Revue“ 1892) geht klar hervor, wie Kiefer
über die Form und Ausgeſtaltung dieſer Einigung dachte. Schon im An—

fang des Krieges, am 19. Auguſt, ſchreibt er an den Reichstagsabgeordneten
Hölder in Stuttgart : „Wir ſtimmen darin überein, daß der Erfolg dieſes
Krieges, welchen die nationale Partei als ihr Programm aufſtellt, nur die
ſtaatliche Einheit der Nation und ein ſichernder Abſchluß der Grenze
gegen Frankreich, erreicht durch die Zurücknahme des Elſaß und eines
entſprechenden Stückes von Lothringen, ſein kann. . . . Dieſer Erwerb
ſoll nicht zur Verſtärkung des Partikularismus, ſondern nur der
deutſchen Zentralgewalt dienen.... Es gilt alsdann mit allen
Mitteln der Agitation die große Stimmung zu benützen und auf das
äußerſte zu ſteigern, welche die wunderbaren, erhebenden Taten des
deutſchen Heeres in der Seele des Volkes hervorgerufen haben. In
der gleichen Zeit wird, wie ich ſicher weiß, die badiſche Kammer berufen
werden, und wir werden dann, mit der ſchärfſten Ausprägung des
nationalen Programms, die Forderung unſerer Aufnahme in den Bund
als eine jetzt jedem deutſchen Staat zukommende Berechtigung in amt¬
licher Weiſe dem norddeutſchen Bundeskanzleramte überreichen..
Die in parlamentariſchen Kreiſen zu Berlin ausgegebene Parole der
Gründung eines elſäſſiſch⸗lothringiſchen neutralen Staates ſcheint mir das
aberwitzigſte Projekt zu ſeinn. ..“ Mit Bezug hierauf ſchreibt Lasker
dann unterm 28. Auguſt: „Unbedingter Zuſtimmung erfreute ſich Ihr
Brief. In dieſer Stimmung verfaßte Kiefer nach Beſprechung mit
Lamey, Eckhard und Bluntſchli Reſolutionen für abzuhaltende Ver¬
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ſammlungen und veranſtaltete ſchöon am 4. September, alſo zwei Tage

nach der Kapitulation von Sedan, in Mannheim eine große Volks¬

kundgebung , welche feierlich die Herſtellung des deutſchen Einheitsſtaates
forderte. Am 6. Dezember , als den Verhandlungen mit Bayern Gefahr
drohte, äußerte er ſich in einem Brief an Lasker: „Die Situation iſt

ſchlecht. Man würde ſie aber erheblich verſchlechtern, wenn Bayern
draußen bliebe. Es müßte und würde ſich an Sſterreich hinwerfen und

durch dieſe Verbindung, wenn auch erſt nach einigem Zeitablauf , mit

Frankreich in einen innigeren Zuſammenhang treten, als mit dem von

Preußen geleiteten Deutſchland. Die ſüddeutſchen Pfaffen würden dieſen
Staat als ein Aſyl aller ſchlechten Unternehmungen benutzen. Wir hätten
in München einen Zentralort aller antipreußiſchen Konſpirationen zu

gewärtigen.“ Der glückliche Abſchluß der Verſailler Verträge zwiſchen

dem Norddeutſchen Bund und den ſüddeutſchen Staaten zerſtreute ſolche

Befürchtungen. Noch im Dezember 1870 wurden dieſe Verträge von

beiden Kammern gutgeheißen, und die Kaiſerproklamation in Verſailles
am 18. Januar 1871 krönte die Aufrichtung des neuen Deutſchen Reiches.

Wir verlaſſen nun die engere badiſche Heimat, um Kiefers Reichs¬

tagstätigkeit zu beſprechen. In den erſten Reichstag gewählt (für

Lahr⸗-Kenzingen), ging er auf die erſte Legislaturperiode 1871 —74 nach

Berlin und erwies ſich hier bald als ein eifriges und einflußreiches

Mitglied der nationalliberalen Fraktion, welche bis ans Ende der 70 er

Jahre die parlamentariſche Situation beherrſchte. Gleich zu Anfang ,
im Frühjahr 1871, hatte er Gelegenheit in die Aktion einzutreten. Es

handelte ſich um die vom Zentrum zur Reichsverfaſſung beantragten
„Grundrechte“, welche der Kirche in Deutſchland eine ſchrankenloſe Frei:
heit zu ſichern bezweckten. Nach einer Rede des Biſchofs von Ketteler

beleuchtete Kiefer , auf ſeine badiſchen Erfahrungen geſtützt, erfolgreich

die Tragweite dieſer Anträge und deren ſtaatsfeindlichen Hintergrund.
Zu einem weiteren Zuſammenſtoß mit dem Ultramontanismus gaben

die Verhandlungen über das Unterrichtsweſen in Elſaß-Lothringen Ver¬

anlaſſung , bei welchen er gegenüber dem Mainzer Domkapitular Moufang
für die Schule als Staatsanſtalt mit viel Glück in die Schranken trat.
An der geſetzgeberiſchen Geſtaltung des Verhältniſſes der neuerworbenen

Grenzlande zum Reich war Kiefer ſowohl als Kommiſſionsmitglied
wie im Plenum, neben ſeinem Freund Lamey, eifrig beteiligt. In
den Debatten über die Dotationen für die verdienten Heerführer und

Staatsmänner betonte er das Dankesbedürfnis der Nation in dieſer
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Ehrenſache und ergriff die Gelegenheit, gegen die ablehnende Haltung
der Fortſchrittspartei, welche beſonders von Schulze⸗Delitzſch vertreten
wurde, ſcharfen Vorwurf zu erheben. In der zweiten Seſſion des
Reichstages, welche ihr Gepräge hauptſächlich durch die Verhandlungen
über das ſogenannte Jeſuitengeſetz erhielt, kennzeichnete Kiefer in der
Plenardebatte über den bezüglichen Antrag, unter beſonderer Berück¬

ſichtigung der durch das vatikaniſche Konzil geſchaffenen Lage, Weſen
und Bedeutung des Jeſuitenordens eingehend und mit Sachkenntnis,
und kam, abweichend vom Kommiſſionsvotum, zum Schluſſe, daß nur
ein vollſtändiges Verbot des Ordens zum Ziele führe. Das im Juli
1872 beſchloſſene „Jeſuitengeſetz' hat dieſen Gedanken verwirklicht.
Infolge ſchwerer Erkrankung im Frühjahr 1873 konnte Kiefer an der
letzten Seſſion der erſten Legislaturperiode nicht mehr teilnehmen; auch
bei den Wahlen für die zweite Periode kandidierte er nicht wieder . — Erſt
1877 —81 finden wir ihn wieder im Reichstag (für Bretten⸗-Sinsheim).
Hier fand er eine weſentlich veränderte Lage vor. Sein Streben nach
konſtitutionellem Ausbau der Reichsverfaſſung konnte in der Partei keinen

rechten Boden finden . Wirtſchaftliche, techniſche und finanzielle Fragen
ſtanden im Vordergrunde des Intereſſes. Weitere geſetzgeberiſche Maß¬
nahmen im Kulturkampf unterblieben. Die Seſſion von 1878 brachte
bedeutſame politiſche Entſcheidungen. Es galt, der Reichsverwaltung
eine befriedigendere Organiſation zu geben und zugleich die Finanzen
des Reiches beſſer zu fundieren. Die Nationalliberalen und mit ihnen
Kiefer hatten die Errichtung ſelbſtändiger Reichsminiſterien verlangt;
dem Widerſtand Bismarcks und der Bundesregierung gegenüber mußte
man ſich indes mit dem Stellvertretungsgeſetz begnügen. Dem andern
Bedürfnis ſollte eine Neuordnung der Tabakſteuer abhelfen. Die be—

zügliche Vorlage ſtieß indes bei den Nationalliberalen auf ſtarken
Widerſtand. Hier war es, wo Kiefer mit Wärme für die bedrohten
Intereſſen des Tabaksbaus und der Tabakinduſtrie in Baden eintrat .
Die Vorlage wurde in der Kommiſſion begraben, der Finanzminiſter
Camphauſen nahm feine Entlaſſung, und es wurden nun umfaſſende
ſtatiſtiſche Erhebungen angeordnet, auf Grund deren dann im Frühjahr
1879 eine neue Tabakſteuervorlage beraten und zum Geſetz erhoben
wurde. Auch in dieſe Beratung hat Kiefer mit einer hervorragenden
Rede eingegriffen, deren Grundgedanke war: der Tabaksbau ſolle eine
ergiebige Finanzquelle ſein, aber ohne die vorhandenen Erwerbsverhält¬
niſſe zu ruinieren. Eingehend nahm er ſich der in der badiſchen Pfalz
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beſtehenden Hausinduſtrie an und befürwortete einen ausreichenden Zoll¬

ſchutz und eine gerechte Nachſteuer für den Tabaksbau.
In die vorausgegangene Seſſion 1878 waren die beiden Attentate

von Hödel und Nobiling auf Kaiſer Wilhelm gefallen . Der Reichstag,
welcher den im Frühjahr vorgelegten Geſetzentwurf zur Abwehr ſozial¬
demokratiſcher Ausſchreitungen ablehnte, war aufgelöſt worden. Dem

am 9. September 1878 eröffneten neuen Reichstage legte die Regierung
das Sozialiſtengeſetz in neuer Faſſung vor, um es nunmehr mit

großer Mehrheit bewilligt zu erhalten. Mit der Geſamtheit der

nationalliberalen Fraktion war Kiefer zwar überzeugt, daß zur Be¬

kämpfung der gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie
ſchärfere Mittel jetzt nicht mehr zu entbehren ſeien; doch glaubte er es

nicht verantworten zu können, ein Geſetz mit ſo außerordentlichen Voll¬

machten auf unbegrenzte Dauer zu ſchaffen. Als ſich die Konſervativen
dem Verlangen einer Beſchränkung dieſes Geſetzes auf ein 2a jährige
Dauer widerſetzten und ſo die Gefahr eines abermaligen Scheiterns der

ganzen Maßregel drohte, appellierte Kiefer in der Sitzung vom 16. Ok¬

tober 1878 eindringlich an die Konſervativen . Die Friſtbeſtimmung
wurde bekanntlich angenommen. — Die Seſſion 1879 erhielt ihr
Hauptgepräge durch die Zolltarif⸗Reform. Kiefer ſtand derſelben nicht

grundſätzlich entgegen; er war ſchon damals, wie er ſagte, „kein ges

ſchworener Freihändler“; allein was ihn, wie die große Mehrheit der

Nationalliberalen ſchließlich beſtimmte, gegen das wichtige Geſetz zu

ſtimmen, war die demſelben durch das Zentrum eingefügte „Franken¬

ſteiniſche Klauſel. Seiner Überzeugung von der verhängnisvollen
Tragweite dieſer Beſtimmung hat er in der Sitzung vom 10. Juli 1879

warmen und beredten Ausdruck gegeben. Hat auch die ſpätere Ent¬

wickelung manche ſeiner Befürchtungen nicht beſtätigt, ſo hat ſich doch

das Wort, mit welchem er ſich gegen die Väter dieſer „Frankenſteiniſchen
Klauſel“ wandte: „Sie erſchweren , ja hindern den naturgemäßen Ab¬

ſchluß der Finanzreform , durch welche das Reich in ſeine Einnahmen
von den Einzelſtaaten unabhängig geſtellt wird“, als nur zu wahr
erwieſen. Trotz der Schwenkung Bismarcks von den Nationalliberalen
zum Zentrum, als deren Konſequenz beſonders der Rücktritt des liberalen

Kultusminiſters Falk von Kiefer mit Unmut empfunden worden war,
konnte bekanntlich nur mit Hilfe der Nationalliberalen und gegen die

Oppoſition des Zentrums in der 1880er Seſſion die Erhöhung der

Friedenspräſenzſtärke des Heeres und die Verlängerung des Sozialiſten¬
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geſetzes durgeſetzt werden. Auch bei dieſen Aufgaben war Kiefer ein
tätiger und einflußreicher Mitarbeiter ſeiner Partei; ebenſo iſt ſeine
Teilnahme an den Kommiſſionsberatungen und an den Plenardebatten
über das Wuchergeſetz hervorzuheben. Sein letztes redneriſches Auftreten
im Reichstag am 11. März 1881 war der maritimen Wehrkraft des
Reiches gewidmet . Er beantragte im Verein mit v. Kardoff die Be¬

willigung einer von der Budgetkommiſſion geſtrichenen Panzerfregatte
und benutzte den Anlaß, der damaligen Oppoſition gegenüber die Not¬

wendigkeit des Ausbaus der Flotte zu einer wirkſamen Verteidigungs¬
macht darzulegen. — Kiefers Verhältnis zu der 1880 nach Schluß des
Reichstags ſich von der nationalliberalen Fraktion loslöſenden frei¬
händleriſchen Gruppe der „Sezeſſioniſten“ blieb perſönlich ein freund»
ſchaftliches , auch das Programm der früheren Freunde (Lasker, Forken¬
beck 2c.) war ihm im ganzen nicht unſympathiſch; doch konnte er aus taktiſchen
Gründen die Trennung nicht gutheißen, in welcher er mit Bedauern
und Sorge eine Schwächung und Kraftzerſplitterung für die nationalen
Aufgaben erblickte.

Dieſen ſezeſſioniſtiſchen Unterſtrömungen , welche Unſicherheit in
die alte Wählerſchaft brachten , ſowie ultramontanen und agrariſchen
Einflüfſen war es zuzuſchreiben, daß Kiefer für die neue Legislatur¬
periode nicht mehr gewählt wurde und daß ſein Wahlbezirk von nun
an in konſervative Hände gelangte. Er blieb darum der Politik des
Reiches nicht fern. An dem Heidelberger Parteitag und der „Heidel¬
berger Erklärung“ vom 23. März 1884 hatte er regen Anteil. Das ſtaats¬
ſozialiſtiſche Problem war es, das ihn von nun an beſonders beſchäftigte.
Auf dem am 8. Mai 1884 in Karlsruhe abgehaltenen nationalliberalen
Parteitag hielt Kiefer , während das Schickſal des in jenem Zeitpunkte
im Reichstage zur Beratung ſtehenden Unfallverſicherungsgeſetzes noch
zweifelhaft war, eine Rede, welche ſeine entſchloſſene Stellungnahme für
die damals im Entſtehen begriffene große ſozialpolitiſche Geſetzgebung
überhaupt kennzeichnet. Nachdem er die grundlegende kaiſerliche Botſchaft
vom 17. November 1881 verleſen hatte, fuhr er fort: „Das ſind väterliche
Worte, und der ſie geſprochen, iſt der Sieger von Sadowa und Sedan! ...
Wir ſind hierin der fortgeſchrittenſte Staat in dieſem eigentlichen Werke
der neuzeitlichen Sozialreform . Es gilt zu verſöhnen mit dem Staate,
es gilt, die Überzeugung im Arbeiterſtand zu erwecken, daß dieſer
Staat ihre höchſten Intereſſen nicht bloß in Phraſen und in leeren
Worten, ſondern in der Tat und in Wahrheit durch geſetzliche Ordnung



388 Friedrich Kiefer.

fördern will. Unſere Wege ſind friedliche Wege. Wir wollen unſern

Arbeitern eine heimatliche Stätte bereiten, für die entſprechende Ordnung

ihrer Rechte, für die tunlichſte Erleichterung ihres Erwerbes und ihres

Daſeins in Tagen des Unglücks, der Krankheit und des Alters, für den

ganzen Segen eines friedlichen Daſeins ſorgen, ſoweit das unter Mens

ſchen in ſolchen Verhältniſſen möglich iſt. ... Hierin iſt allerdings

ein gewaltiges, kühnes Programm aufgeſtellt. Aber die Zeit verlangt
eine vorausſehende Hilfe, eine entſchloſſene und mutvolle Leiſtung, wenn

die heutigen Staaten nicht aus eigenem Verſchulden ſozialen Erſchütte¬

rungen anheimfallen ſollen. Es iſt das nicht eine voreilige, etwa aus

irgend einer Begierde der Herrſchaft entſprungene Tätigkeit, welche der

Reichskanzler uns in dieſen Reformwerken eröffnet hat. Vielmehr iſt

dieſe Initiative aus dem ſicheren Blicke eines wahrhaften Staatsmannes

entſprungen, welcher, die Reife der Zeiten richtig erkennend , für Gegen¬

wart und Zukunft das Zeitgemäße ſchaffen will. Und mit Bezug auf

das Sozialiſtengeſetz fährt er fort: „Allerdings, wenn wir die Maß¬

nahmen in betreff der Arbeiter nur auf die Repreſſion beſchränken

wollen, dann würde kein Recht beſtehen, ein ſolches Repreſſivgeſetz zu

erhalten. Wenn man aber gleichzeitig alles zur Befriedigung der berech¬

tigten Anſprüche Dienende wohlwollend ſchafft, dann darf man auch ein

Repreſſivgeſetz errichten. . . .“
Nachdem wir ſo von Kiefers Tätigkeit als Reichstagsmitglied und

ſeinem Verhältnis zu den Fragen des Reichs eine zuſammenhängende

Skizze gegeben haben, welche wir durch die Darſtellung ſeines gleich¬

zeitigen politiſchen Wirkens als badiſcher Landtagsabgeordneter
nicht unterbrechen wollten, kehren wir nun wieder in die engere Heimat

zurück, um ſeinen Wegen auch hier zu folgen. Hier in Baden hatte ſich

ſeit dem Jahre 1870 die Regierung zu neuen kirchlichen Geſetzen ge¬

zwungen geſehen. Die Unterſagung der Lehrwirkſamkeit religiöſer Orden
und Miſſionen, neue, obwohl gegen früher gemilderte Verordnungen
über die Staatsprüfung der Geiſtlichen und namentlich das ſogenannte
Altkatholikengeſetz riefen neue Kämpfe und Debatten hervor, bei denen

Kiefer in Kommiſſionen und im Plenum im Vordertreffen ſtand, nur
unterbrochen durch ſeine oben ſchon erwähnte Erkrankung im Jahre 1873.
Durch die Weigerung des Bistumverweſers Kübel in Freiburg , die

Geſetze über die wiſſenſchaftliche Vorbildung der Geiſtlichen anzuerkennen
und zu befolgen , wurden 1874 Gegenmaßregeln der Regierung gegen
die renitenten Geiſtlichen und gegen Kübel erforderlich, und die definitive
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Wiederbeſetzung des erzbiſchöflichen Stuhls ſcheiterte lange an der

Weigerung der Kandidaten, den vom Staate verlangten Eid zu leiſten.
Auch im Landtag 1875 — 76 traten wegen neuer Novellen zum Schul¬

geſetz (gemiſchte Schulen betreffend) die kirchenpolitiſchen Gegenſätze
ſcharf hervor. Zugeſtändniſſe , welche die Regierung in dieſer An¬

gelegenheit der Freiburger Kurie und der ultramontanen Partei gegenüber
machen wollte, fanden nicht den Beifall und die Unterſtützung Kiefers
und ſeiner politiſchen Freunde, wodurch eine gewiſſe Entfremdung zwiſchen
den Nationalliberalen und Miniſter Jolly eintrat, welcher zwiſchen der

Kammermehrheit und der nachgiebigen kirchlichen Richtung bei Hof eine

ſchwierige Stellung hatte. Bald nach Schluß des Landtages erfolgte
(September 1876) der Rücktritt Jollys und die Bildung eines neuen

Miniſteriums (Turban). Hier mag — gegenüber einer anderen Dar¬

ſtellung des Verhältniſſes Kiefers zu Jolly — ein Brief von Intereſſe
ſein, welchen der letztere am Tage nach ſeinem Scheiden aus dem

Amt an Kiefer gerichtet hat. Jolly ſchreibt: „Über die Motive meines

Rücktritts kann ich Ihnen nichts Näheres ſagen, und auch die Zukunft
wird, wie ich glaube, darüber keine Aufklärung bringen. Ich kann

nur ſagen, es trat plötzlich eine Wendung der Verhältniſſe ein, welche

mich nötigte, um meine Entlaſſung nachzuſuchen . Darin aber kann ich

die Ausführungen ihres geehrten Schreibens beſtätigen , daß ich das
Motiv zu meinem Schritte nicht in meinen Beziehungen zur Kammer

gefunden habe. Hatte ich auch während der letzten Seſſion mehrfach
bei der Kammer nicht die Unterſtützung gefunden, welche ich weniger

für meine Perſon als für die von mir vertretene Sache für wünſchens¬
wert gehalten hätte, ſo hielt ich es doch immer für zweifellos, und freue

mich, die Annahme durch Sie beſtätigt zu finden, daß die große
Majorität der Zweiten Kammer mit dem Ganzen der Politik einverſtanden
war und iſt, welche das von mir geleitete Miniſterium ſeit 10 Jahren
bis zu feinem letzten Atemzug befolgt hat... . Ihre freundliche Be¬

urteilung meiner Wirkſamkeit verpflichtet mich zu lebhafteſtem Dank,
den ich Ihnen aufrichtig und gerne ausſpreche. Waren Sie auch, ſo¬

lange ich im Beſitze der Macht war, nie ein Schmeichler, ſo iſt es mir
doch wohltuend, das darf ich offen bekennen, jetzt nachdem ich aus
meiner Stellung geſchieden bin, Ihr günſtiges Urteil über meine

politiſche Tätigkeit eher verſtärkt als abgeſchwächt mir entgegentreten
zu ſehen.“
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Auf dem Landtag 1877 —78 bemühte ſich die neue Regierung, zu

zeigen, daß kein Syſtemwechſel eingetreten ſei. Bei Gelegenheit des von

der Rechten (Lender) im Januar 1878 eingebrachten Initiativantrags
auf Abänderung des Examensgeſetzes vom Jahre 1874 iſt eine Rede

Kiefers bemerkenswert, worin er den Abgeordneten und kath. Pfarrer
Hansjakob in Schutz nimmt, der ſeiner eigenen Fraktion entgegengetreten
war. (Vergl. Dr. Heinrich Hansjakob. „In der Reſidenz, Erinnerungen
eines bad. Landtagsabgeordneten “ Heidelberg 1878). Der betreffende

Paſſus lautete : „Wenn dem Abgeordneten Hansjakob, das erkläre ich heute

ausdrücklich , wegen feiner vorhin frei und aus ganz eigener , gewiſſen¬

hafter Initiative geſprochenen Worte von ſeiten ſeiner geiſtlichen Oberen
ein Haar gekrümmt wird, ſo werde ich nicht zögern , auch für unſern
Staat einen Antrag dahin einzubringen, daß künftig die katholiſchen
Prieſter vom Wahlrecht für unſere Kammer ausgeſchloſſen werden ſollen
und ihnen damit die Fähigkeit entzogen werde, fernerhin in der badiſchen
Ständeverſammlung als Volksvertreter zu ſitzen, weil man ihnen nicht

die Freiheit der Überzeugung läßt, deren die Männer nicht entbehren
können, welche beraten und beſchließen ſollen über des Volkes Wohl“.
Der Schluß dieſer Rede war ein eindringliche Mahnung zum Frieden
an die ultramontanen Abgeordneten, woraus hervorgeht, wie irrtümlich
die vielfach beliebte Einrangierung Kiefers als kulturkämpferiſcher Heiß¬

ſporn iſt: „Sie ſind noch heute in einer ſchweren Täuſchung befangen
über die Lage. Ich bedauere das aufrichtig, weil es fernerhin unſern
Frieden ſtört, den wir doch uns Allen und dem ganzen Lande ſo gerne
gönnen möchten. Es ſchmerzt uns, daß Deutſche im Jahre 1878 auch
nur fernerhin noch für möglich halten können, das Deutſchland von 1870
werde der Politik der Konkordate anheimfallen oder in den törichten
Irrwegen des habsburgiſchen Sſterreichs Schutz und Schirm erwarten
von den Beratern des römiſchen Papſttums. . . . Niemand wird Ihnen
anſinnen, ihren religiöſen Gefühlen für die große durch das Alter und
die Einheit des gewaltigen Baues auch dem Nichtkatholiken ehrwürdige
römiſche Kirche zu entſagen — aber Niemand darf Ihnen die Aufgabe
erlaſſen, mit dieſen Gefühlen die Treue gegen das Vaterland zu ver¬

einigen. Das kann nicht geſchehen, indem Sie den Krieg mit dem

Staate begünſtigen, der für fremde Herrſchſucht geführt wird. Sprechen
und handeln Sie für den Frieden! Tun Sie das in erſter Reihe
im Intereſſe der katholiſchen Kirche und des katholiſchen Volkes, das
den Segen dieſes Friedens aus Ihren Händen freudig empfangen würde.
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Möge lauter als unſer Wort Ihr eigenes Gewiſſen ſprechen ! Nur der
Friede iſt in unſeren Tagen die Religioſität! Bewähren Sie dieſe
Überzeugung auch von Ihrer Seite — vor allem Sie, die gleichzeitig
Prieſter ſind und Volksvertreter!“

In dieſe Zeit (1879) fällt die Verſetzung Kiefers als Landgerichts¬
direktor nach Freiburg , wo er in dem Reichstagsabgeordneten Dr. Bött¬
cher einen treuen Freund und politiſchen Mitkämpfer fand, und zugleich
ein Mandatwechſel, indem er von nun an bis zu ſeinem Tode, zu¬
ſammen mit Lamey, die Stadt Karlsruhe im badiſchen Landtage
vertrat. Später hat die dankbare Stadt dieſe ihre hervorragenden
Vertreter durch die Aufſtellung ihrer Büſten im Rathausſaal geehrt .
— Nachdem in den Jahren 1878 und 1879 wichtige Einführungs¬
geſetze zur Reichsjuſtizreformn mit dem Landtag vereinbart worden
waren, woran Kiefer ſich beſonders beteiligt hatte, trat die Regierung
1880 mit langvorbereiteten Vorſchlägen über eine Ausſöhnung mit
der Kurie hervor, wobei namentlich die Staatsprüfung für Geiſt¬
liche fallen gelaſſen werden ſollte. Die Verhandlungen hierüber führten
zu einem von Kiefer veranlaßten Mißtrauensvotum der Kammermehrheit
gegen den Miniſter des Innern, welcher derſelben bei den bezüglichen
Verhandlungen mit der Kurie die Würde des Staates nicht gehörig
gewahrt zu haben ſchien, und dem bald darauf erfolgenden Rücktritt
dieſes Miniſters. Wenn Kiefer in der Examenfrage ſich ſpäter
nachgiebiger zeigte, ſo geſchah es mit Selbſtüberwindung und nur aus
rein religiöſen Rückſichten, weil ihm der durch das Verbot des Bis¬
tumverweſers entſtandene Rückgang des katholiſchen Prieſterperſonals als
ein Notſtand für die Seelſorge, beſonders des Landvolkes erſchien . Nach
einer infolge dieſer Verhältniſſe eingetretenen Periode der Stockung
kam ſeit 1883 wieder ein friſcher Zug in die Geſetzgebung, und es
konnte an der Reform der inneren Verwaltung (Städteordnungsreviſion,
Steuergeſetze u. ſ. w.) rüſtig weitergearbeitet werden. Regierung und
Nationalliberale gingen wieder Hand in Hand, und die ultramontane Partei
erfuhr bei den Wahlen einen bedeutenden Rückgang , ſo daß ſie 1887 auf
9 Sitze zuſammengeſchmolzen war. — Kiefer war inzwiſchen im Jahre 1884
zum Präſidenten des Landgerichts in Konſtanz ernannt worden. — Bei
dem 500 jährigenJubiläum der Univerſität Heidelberg im Jahre 1886 wurde
ihm von der juriſtiſchen Fakultät die Würde eines Ehrendoktors verliehen:
„Dem bewährten Richter und Rechtskenner, dem glänzenden Kammer¬
und Volksredner und dem entſchloſſenen Vorkämpfer des Deutſchen Reichs“.
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Als zu Ende des Jahres 1887 die Regierung abermals eine Kirchen¬

vorlage einbrachte, worin die Zulaſſung der ſogenannten Miſſionen , das
heißt der Mitglieder fremder Orden zur Seelſorgeaushülfe eine Haupt¬
rolle ſpielte, trat im April 1888 die Mehrheit der Zweiten Kammer
mit Kiefer an der Spitze dieſem Verſuch entgegen, welcher die Auslöſung
einer klerikalen Agitation gegen andere Konfeſſionen, namentlich auch

gegen die Altkatholiken, mit Recht befürchten ließ. Erſt als die bedenk¬

liche Beſtimmung durch die Erſte Kammer eine Faſſung erhalten hatte,
welche dieſe Aushilfe nur auf Notfälle beſchränkte , trat auch die Zweite
Kammer , um ihre Friedensliebe zu zeigen, der neuen Faſſung („Ar¬
tikel 4”) bei. Der Landtag 1889/90 erhielt durch die bei den

Budgetberatungen gehaltenen endloſen Deklamationen der ultramontanen
Führer über die angebliche Zurückſetzung der römiſchen Kirche und durch
die erforderlichen Entgegnungen von anderer Seite eine etwas monotone
Färbung . Von nun an iſt, auch nach der Übernahme des Miniſteriums
des Innern durch den energiſchen Eiſenlohr (1890) ein progreſſives An¬

wachſen der ultramontanen Agitation im Lande zu verzeichnen , welche
mit Hilfe der Sozialdemokraten und Demokraten bei den Neuwahlen
1891 den Nationalliberalen 14 Mandate zu entreißen und das Zentrum
wieder auf 21 Kammermitglieder zu bringen vermochte. Aber unentwegt
ſehen wir Kiefer auf ſeinem Poſten gegen den ultramontanen Andrang,
wenn auch in den letzten Jahren oft Verdroſſenheit und Unmut über die
gegneriſche Kampfesweiſe und die Schwankungen in der eigenen Partei ſich

ſeiner bemächtigen wollten.— Die Landtage 1891/92 und 1893/94 brachten
wichtige Verfaſſungsfragen , bei welchen Kiefer , getreu ſeiner obenerwähnten
Haltung im Jahre 1869, wieder mit Wärme für das direkte Wahlrecht
im Zuſammenhang mit einer umfaſſenden Verfaſſungsreviſion eintrat. —
Im September 1893 wurde er als Landgerichtspräſident nach Freiburg
verſetzt. — Die Sandtagsſeſſion 1893/95 war die letzte, welche er mit¬

machte. Am 2. September 1895 riß ihn mitten aus ſeinem arbeits¬
vollen und reichen Leben ein ebenſo jäher wie ſchöner Tod. Es war
bei der 25. Jahresfeier des Sedantages in Freiburg, wo der Fünfund¬
ſechzigiährige in jugendlicher Begeiſterung die Feſtrede hielt. Wie ein

Mahnruf klangen gerade ſeine Worte zum ſozialen Frieden, als er
plötzlich zuſammenſank, um, nach Haufe gebracht , in wenigen Augen¬
blicken zu verſcheiden . Es war ein dieſem kämpfenden Leben merk¬

würdig angepaßtes Sterben, dem Fallen des Veteranen unter der Fahne
vergleichbar, „wie es Freundeshand ihm nicht ſchöner und edler hätte
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bereiten können “. Von dem Eindruck , welchen dieſe Kunde in politiſchen
Kreiſen hervorrief, zeugen die damals erſchienenen warmen und ehren¬
vollen Nachrufe in der Tagespreſſe Deutſchlands. —

In dem vorſtehenden Lebensgange konnte Kiefers öffentliches Wirken

ſeit 1870 nur ſehr unvollſtändig und lückenhaft wiedergegeben worden,
und es mußte das Hauptgewicht auf die grundlegende Entwickelung ſeines
politiſchen Charakters gelegt werden , wie ſie namentlich in den Jahren
1866 bis 1870 ſich vollzog, einer Periode, von der er ſelber einmal ge¬

ſagt hatte: „Das iſt die Ehrenzeit unſerer Partei“. Namentlich war es

nicht möglich , eine auch nur annähernd erſchöpfende Darſtellung ſeiner
vielſei—tigen Arbeit im badiſchen Landtag zu geben. Hier hat er,
als der tätigſte und energiſchſte Führer der nationalliberalen Partei,
im Plenum, wie in Kommiſſionen, als Antragſteller , als Berichterſtatter ,
als Mitglied des landſtändiſchen Ausſchuſſes, als Erſter und Zweiter Vice¬

präſident in verſchiedenen Landtagsperioden , als langjähriger Leiter und

Verfaſſer der „Badiſchen Korreſpondenz “, in bewegten Debatten wie
in ſtiller Redaktionsarbeit , dreißig Jahre hindurch eine hingebungs¬
volle, raſtloſe und einflußreiche Lebensarbeit geleiſtet. Bei faſt allen

wichtigeren Aufgaben der Kammer ſehen wir ihn eingreifen. Nicht nur
in den ſchon berührten großen Fragen des nationalen und ſozialen
Lebens und des Verhältniſſes zwiſchen Staat und Kirche hat er die

politiſchen Maßnahmen beeinflußt und die Spuren ſeines Wirkens

hinterlaſſen ; er arbeitete auch eifrig mit bei allen die Rechtspflege
betreffenden Beratungen, bei den Verhandlungen über Steuern und

Eiſenbahnen , das Gewerbe⸗ und Genoſſenſchaftsweſen , die Verhält¬
niſſe der Preſſe, die Gemeinden, die Oberrechnungskammer, die Auf¬

beſſerung der niederen Beamten, das Frauenſtudium, die Kinderarbeit
in Fabriken, den Karlsruher Rheinhafen 2ꝛc. Der Reform und dem
Ausbau der Landesverfaſſung war ſein Intereſſe und ſeine Arbeit un¬

ausgeſetzt gewidmet . Was ihm aber beſonders und immer am Herzen
lag, war die geiſtige und ſittliche Wohlfahrt des Volkes , daher vor
allem die Pflege der Schule, die Hebung des Lehrerſtandes und die Be¬

freiung der Schulverwaltung aus der Bevormundung der Kirche. Daß
ein Mann von ſo ausgeprägter Staatsgeſinnung, der auch als Politiker
ein echter Proteſtant war, ſehr bald im Landtag wie im Reichstag mit
den ultramontanen Beſtrebungen aufs ſchärfſte zuſammenſtoßen mußte,
war nur eine notwendige Konſequenz ſeiner einheitlichen Geiſtesrichtung .
Philoſophie und Geſchichte, in raſtloſer Arbeit befragt, zeigten ihm früh
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die Richtung, wo der Feind ſteht. Immer jedoch hat er den „Kultur¬
kampf“ in würdiger Weiſe geführt, als ein zwar gefürchteter, doch ge¬

achteter Gegner; ſeine Beſchlagenheit in der katholiſchen Kirchengeſchichte
hat ihm als gutes Rüſtzeug hierbei gedient. Eine treffende Charakteriſtik
von Kiefers politiſcher Bedeutung hatten im Jahre 1878 die

„Grenzboten “ gebracht in einer Beſprechung der parlamentariſchenVer¬

hältniſſe Badens, welche mit den-Worten ſchließt: „Kiefer iſt eine

ſcharf ausgeprägte prinzipielle Natur. Die große Gewandtheit und
Schlagfertigkeit der Rede machen ihn zu einem hervorragenden Par¬
lamentarier , während gleichzeitig fein reines Streben und ſeine raſt—

loſe Tätigkeit ihm innerhalb der eigenen Partei raſch hohes Anſehen
erwarben. Dieſe Partei und ihre Tätigkeit auf dem badiſchen Landtag
iſt ſeit länger als einem Jahrzehnt ohne Kiefer kaum denkbar, nament¬
lich in ihren Kämpfen und ihrer geſetzgeberiſchen Tätigkeit bezüglich der
ſtaatlich⸗kirchlichen Fragen.“

Eine beſondere Seite ſeines öffentlichen Wirkens kann hier bloß
flüchtig berührt werden. Es iſt ſeine Tätigkeit als Mitglied der evan¬

geliſchen Generalſynode, in welcher er ebenfalls drei Jahrzehnte lang in
liberalem Sinne wirkte , auf der Grundlage einer ernſten, philoſophiſch
vertieften Religioſität , welche frei war von Dogmatismus und jeder
Spur von Frömmelei. Der hiſtoriſchen Theologie, den Schriften Luthers
widmete er das eifrigſte Studium . Für den ſeit dem Syſtemwechſel
von 1878 im proteſtantiſchen Preußen vielfach herrſchend gewordenen
Geiſt hatte er nichts übrig. —Den Aufgaben ſeines juriſtiſchen Berufes
widmete er ſich mit der ihm eigenen Treue und Gewiſſenhaftigkeit , oft
unter Hintanſetzung der Rückſichten auf ſeine Geſundheit. — Es würden
charakteriſtiſche Linien in der Zeichnung dieſes Lebensbildes fehlen, wenn
wir nicht auch die öffentliche Vortragstätigkeit Kiefers erwähnten, welche
gleichſam eine Nebenfrucht ſeiner politiſchen und beruflichen Tätigkeit
bildete, erwachſen aus ſeiner Lieblingsbeſchäftigung , dem hiſtoriſchen
Studium. An dem Gewinn aus ſolcher Beſchäftigung und an deſſen Ver¬

wertung für die Fragen der Gegenwart wollte er auch ſeine Mitbürger
teilnehmen laſſen; ſo entſtanden an verſchiedenen Orten ſeine Abend¬

vorträge, welche mit Vorliebe Männer der Tat, wie Luther, Hutten,
Loyola, Cromwell, den Großen Kurfürſten , Friedrich den Großen, Mira¬
beau, Napoleon J. ꝛc., das Vorbildliche oder Umgeſtaltende ihres Wir¬
kens zum Mittelpunkt hatten. Wie Kiefer über Bismarck dachte trotz
vorübergehender Verſtimmung in der Zeit der Schwenkung zum Zentrum
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und des Rücktritts Falks, davon zeugt eine Stelle aus ſeiner Karlsruher
Rede vom 8. Mai 1884: „Allerdings ſteht ein Mann uns gegenüber an
der Spitze des Reiches, welcher vor allem ausgeſtattet iſt nicht nur mit
der Genialität eines großen Staatsmannes, ſondern auch mit jener ur¬

wüchſigen Kraft, welche die Fürſten und Diplomaten Europas kennen
und fühlen gelernt haben. Haben Sie vielleicht in der Geſchichte ge¬

leſen, daß Cromwell, der Schöpfer der Größe, Einheit und Macht ſeines
Vaterlandes , zugleich der friedlichſte Parlamentarier geweſen iſt? Seit
Cromwell iſt kein Staatsmann mehr erſchienen , welcher ſo groß, ſo ge¬

waltig den Jahrhunderten die felſenfeſten Zeichen ſeiner Kraft und

ſeines Geiſtes hinterlaſſen hat, wie der deutſche Reichskanzler.“
In ſeinem öffentlichen Auftreten beſaß Kiefer , bei aller kräftigen

Dialektfärbung des Alemannen, eine natürliche Vornehmheit , wie ſie

nicht gemacht oder angenommen werden kann, ſondern nur dem Bewußt¬
ſein eines freien, ſelbſtloſen und zielfeſten Wollens entſpringt . Ein
Feind alles engen und ängſtlichen bureaukratiſchen Weſens, hat er immer

und überall große und weite Geſichtspunkte gewieſen und verfolgt.
Seine ungewöhnliche Beredſamkeit hatte einen überzeugenden Charakter
und, wo es galt, einen feurigen und fortreißenden Zug, deſſen Wirkung
nicht zum wenigſten darauf beruhte, daß er als der unmittelbare vom

Moment eingegebene Ausdruck innerer Arbeit vom Hörer empfunden
wurde. Es war eine Eigentümlichkeit Kiefers, für ſeine Reden und

Vorträge niemals Konzepte oder Aufzeichnungen zu machen; er hätte
mit dieſen Hülfsmitteln ſchlechter geſprochen . Bei den Debatten zeigte
er eine Schlagfertigkeit , als ſtünde er wieder auf der Menſur. Man
glaubte in der dabei ausgeſtreckten Hand den Schläger blitzen zu ſehen,
und ſtahlſcharf fuhr der unſichtbare auf die Blöße oder Parade des

Gegners nieder. In der privaten Unterhaltung konnte er heiter und

liebenswürdig plaudern; doch zog er ernſtes Geſpräch vor und packte

dann auch hier feinen Gegenſtand ſeſt und gründlich. Wer ihn nicht

näher kannte, mochte hierbei vielleicht einen ſchulmeiſterlichen Zug finden ,
doch war es mehr eine Eigenſchaft ſeines Temperaments, daß er den Gang
des Geſprächs zu leiten und vom Unweſentlichen oder ihm unwichtig
Scheinenden abzulenken ſuchte. —In feinem Weſen lag etwas Treuherziges
und ſorglos Entgegenkommendes; doch konnte er niedriger oder hochmütiger

Geſinnung gegenüber auch ſehr ſchroff und abweiſend auftreten. Seine
Güte, fein Wohlwollen, feine Fürſorge für Untergebene, für Hülfs¬

bedürftige bewies er bei zahlreichen Anläſſen. Keine Mühe war
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ihm zu viel, wenn er helfen konnte. Feindſeligkeit gegen politiſche

Gegner als ſolche kannte er nicht; zu manchem derſelben, bei dem er

die gleiche Ehrlichkeit der Geſinnung vorausſetzte, die er ſelber beſaß,
ſtand er in perſͤnlich freundlichem Verhältnis. Geradheit, Wahrhaftig¬
keit, Uneigennützigkeit und Furchtloſigkeit waren Charaktereigenſchaften,
die in ſeinem öffentlichen wie privaten Leben ſtets hervortraten und

ihm das feſte Gepräge einer ſchlicht vornehmen und zuverläſſigen Männ¬

lichkeit verliehen.
Kiefers Familienleben war ſchön und glücklich. Ein ſchweres

Nervenleiden, das ihn bisweilen heimſuchte und das er mit bewunderns¬

werter Standhaftigkeit ertrug, vermochte dasſelbe nur noch inniger zu

geſtalten. Als treuer Kamerad ſtand ihm die begabte , lebhafte und

charakterfeſte Gattin zur Seite; ſie hat ihm zwei Kinder geſchenkt, einen

Sohn, der Arzt in Mannheim iſt, und eine Tochter, welche zuerſt mit
dem bekannten Nationalökonomen und Sozialpolitiker Profeſſor Thun
in Freiburg zu kurzer Ehe verbunden war und, frühe verwitwet,
ſich ſpäter mit Major Koch wieder verheiratete. Im Kreis der

Familie und der Freunde, in dem nach innen gerichteten Privat¬
leben erſchloß ſich erſt die ganze Perſönlichkeit Kiefers. Wer ihm
hier nähertreten durfte und ſeiner dauernden Freundſchaft teilhaftig
wurde, der fand reiches Gemüt und lebendigen ſüddeutſchen Humor,
die der Fernerſtehende in dem ſtrengen Politiker mit dem herben
Savonarolakopf nicht vermutet hätte. Was er vor allem liebte, was
ihm geradezu ein Gemütsbedürfnis war, das war „der Abend zu

Hauſe“. Wie freundlich und anregend wußte er den zu geſtalten !
Immer hatte er ein neues intereſſantes Buch zur Hand, geſchichtlichen ,
biographiſchen oder poetiſchen Inhalts, aus dem vorgeleſen und über
das geſprochen wurde, da kamen die alten Schätze unſerer Literatur zu

ihrem Recht, da war es auch feine mufikaliſche Begabung, die manche

gute und erhebende Stunde brachte. — Es erſcheint wie ein ſonderbarer
Zufall, iſt aber für Kiefers impulſive und idealiſtiſche Natur durchaus
bezeichnend, daß er kurz vor ſeinem Gang zur Volksverſammlungan jenem
Freiburger Sedanstag 1895 ſich am Klavier mit den heroiſchen Klängen
des Trauermarſches aus der „Götterdämmerung “ die rechte Stimmung holte

zu der Feſtrede, die dann wirklich ſeine Todesrede werden ſollte. Dankbar
ſollten wir Badener am Sedanstage auch ſtets des Mannes gedenken, der

lange vor 1870 all ſeine Kraft und Begabung eingeſetzt hatte, den deutſchen
Süden für die große Stunde der nationalen Einigung vorzubereiten
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und dem Reiche einzufügen. Das flache Wort „Politik verdirbt den

Charakter “ mag für ehrgeizige Streber zutreffen. Für uneigennützige
Naturen, wie Friedrich Kiefer , gilt ein anderes: ſie drücken umgekehrt
der Politik, der ſie ſich gewidmet , ihren eigenen Charakter, ihren Stempel
auf. Man hat in dieſer Geltendmachung einer ſtarken Eigenart da und
dort einen Tadel geſucht. Mit Unrecht ! Er war freilich kein bequemer
Mann, nach keiner Richtung hin. Und den Gleichgültigten, den An¬

paſſern und politiſchen Bremſern wird der ernſtlich Wollende und Tätige
immer unbequem ſein. Wer ſich aber ganz und ſelbſtlos einer Lebens¬

aufgabe hingibt, der muß auch naturnotwendig einen ſtarken Einfluß
auf andere ausüben, einfach durch die überzeugende und zwingende
Kraft, die von ſolcher Hingabe ausgeht. Das war das ganze Geheim¬
nis der ſogenannten „Kieferei ! im badiſchen Landtag. Von kleinen

Fehlern und Schwächen , ohne die keine menſchliche Individualität mög¬
lich iſt, war gewiß auch er nicht frei, aber ſein Weſen und Streben
war rein. Stetige Arbeit, aufopferungsvolle Hingabe an hohe Ziele,
tiefer ſittlicher Ernſt durchglühten dieſes Leben bis zum letzten Hauche.
Sein Wirken war ein vorbildliches für Viele. „Er hat“, wie es in
einem Nachruf hieß, „den Ehrenſchild ſeines Lebens emporgehalten über
alle Verzerrungen und Antaſtungen des Parteikampfes .“

R. Haaß.
Adolf Rnop

wurde geboren am 12. Januar 1828 zu Altenau am Harz als Sohn
des Leutnants der engliſch⸗hannöverſchen Legion Auguſt Knop, ſpäteren
Magazinverwalters in Oſterode. Nach Abſolvierung des Gymnaſiums
in Klausthal wandte er ſich dem Geometerfache zu und war zwei Jahre
in demſelben tätig. Aber ſeine Vorliebe für den Verkehr mit der Natur,
welche in früher Zeit durch ſeinen Großvater , der ein Forſtamt ver¬
waltet hatte, und durch ſeinen Vater, einen eifrigen Jagdfreund, ent¬
wickelt worden war, ſowie ſeine wiſſenſchaftlichen Neigungen drängten ihn
wo anders hin. Er zog auf die Univerſität Göttingen und gab ſich
hier eifrig dem Studium der Mathematik und der Naturwiſſenſchaften
hin, insbeſondere der Chemie, der Mineralogie und Geologie, angeregt
und gefördert durch die dortigen hervorragenden Lehrkräfte, wie Wöhler,
Hausmann u. a. Auf Empfehlung Wöhlers wurde er im Jahre 1849,
erſt 21 Jahre alt, als Lehrer für Naturwiſſenſchaften und Mathematik
an der Höheren Gewerbeſchule in Chemnitz angeſtellt, wo er mit großer
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